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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Christine 
Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgyan, Katharina 
Schulze, Kerstin Celina, Ulrich Leiner, Claudia Stamm und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Rechtsstaatliche Verfahren für Geflüchtete statt sogenannter 
Transitzonen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, den Plänen, sogenannte Tran-
sitzonen zu errichten, eine klare Absage zu erteilen und sich zu 
rechtsstaatlichen Asylverfahren zu bekennen. Grenzlager und Grenz-
sperren dürfen nicht dazu dienen, das Asylrecht der Flüchtlinge zu 
beschränken, indem mit eingeschränktem Rechtsschutz und verkürz-
ter Prüfung der Asylgründe innerhalb weniger Tage über das Schick-
sal von Menschen entschieden wird. Geflüchtete dürfen auch nicht 
während des Verfahrens oder der Annahme eines negativen Aus-
gangs inhaftiert werden. 

 

 

Begründung: 

Unser Asylrecht ist ein Individualrecht und muss es auch bleiben. Es 
kann nicht für bestimmte Gruppen oder Angehörige einzelner Her-
kunftsstaaten ausgehebelt werden. Asylgründe müssen in einem 
rechtsstaatlichen Verfahren sorgfältig geprüft werden. Schnellverfah-
ren in den sogenannten Transitzonen widersprechen dem Grundrecht 
auf Asyl. 

Die offenbar am Flughafenverfahren orientierten sogenannten Tran-
sitzonen an EU-Binnengrenzen sind auch nach Auffassung der EU-
Kommission rechtswidrig und weder mit unseren rechtsstaatlichen 
noch mit unseren menschlichen Grundsätzen vereinbar. Stattdessen 
gilt es, überall die Asylverfahren zu beschleunigen. 

Transitzonen führen faktisch zu Grenzsperrungen und Haftanstalten 
für Tausende von Geflüchteten an unseren Grenzen. 


